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Am 12. Februar 2021 hat der deutsche Bundestag den Entwurf eines Gesetzes zur
Anpassung des Urheberrechts an die Erfordernisse des digitalen Binnenmarktes
beschlossen. Das Paket, das sowohl das Urheberrechtsgesetz (UrhG) und das
Verwertungsgesellschaftengesetz (VGG) ändern als auch ein neues
Urheberrechts-Diensteanbieter-Gesetz (UrhDaG) einführen soll, dient dabei vor
allem der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/790 (DSM-Richtlinie) und der
Richtlinie (EU) 2019/789 (Online-SatCab-Richtlinie).  Die auch im Vorfeld der
Urheberrechtsreform auf EU-Ebene unter dem Stichwort „Upload-Filter“ wohl am
heftigsten diskutierten Regeln betreffen dabei die urheberrechtliche
Verantwortlichkeit von Upload-Plattformen, die im UrhDaG-E umgesetzt werden.
Die Umsetzung orientiert sich dabei stark am Wortlaut der DSM-Richtlinie.
Diensteanbieter sind danach verpflichtet, bestmögliche Anstrengungen zu
unternehmen, um die vertraglichen Nutzungsrechte für die öffentliche
Wiedergabe urheberrechtlich geschützter Werke zu erwerben. Wenn sie dem
nicht nachkommen, können sie für den (widerrechtlichen) Upload von
urheberrechtlich geschützten Werken zur Verantwortung gezogen werden. Das
vorgeschlagene Gesetz enthält dabei auch Vorschriften zu gesetzlich erlaubten
Nutzungen (zum Beispiel für Zitate und Pastiches), zur Vergütung des Urhebers
und zu unerlaubten Nutzungen, die eine Pflicht zur Blockierung von Inhalten durch
die Plattform begründen. Um unverhältnismäßige Blockierungen beim Einsatz
automatisierter Verfahren zu vermeiden, dürfen im Entwurf geregelte mutmaßlich
erlaubte Nutzungen bis zum Abschluss eines Beschwerdeverfahrens nicht
blockiert werden. Dazu gehören unter anderem geringfügige Nutzungen von
Werken, die im Gesetz mit bis 15 Sekunden für Ausschnitte aus Filmwerken, bei
Laufbildern oder Tonspuren, bis zu 160 Zeichen bei Texten und bis zu 125
Kilobyte bei Lichtbildern und Grafiken angegeben werden. Der UrhDaG-E enthält
außerdem Bestimmungen zu internen und externen Beschwerdeverfahren sowie
zur außergerichtlichen Streitbeilegung.  Zudem sieht das Gesetzespaket die
Einführung eines Presseverleger-Leistungsschutzrechtes zum Schutz der
wirtschaftlich-organisatorischen und technischen Leistung der Presseverleger bei
der Erstellung von Presseveröffentlichungen vor. Die bisherigen Bestimmungen
hierzu wurden 2019 vom EuGH (C-299/17, VG Media) aus formellen Gründen für
unanwendbar erklärt. Mit §§ 87f bis 87k UrhG-E werden nun neue Regeln
vorgeschlagen, die den Presseverlegern das ausschließliche Recht (und damit
auch eine Lizensierungspflicht) einräumen, ihre Presseveröffentlichung im Ganzen
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oder in Teilen für die Online-Nutzung durch Anbieter von Diensten der
Informationsgesellschaft öffentlich zugänglich zu machen und zu vervielfältigen.
Das soll allerdings insbesondere nicht für die private Nutzung durch einzelne
Nutzer, das Setzen von Hyperlinks auf eine Presseveröffentlichung und die
Nutzung einzelner Wörter oder sehr kurzer Auszüge aus einer
Presseveröffentlichung gelten. Auch die Verlegerbeteiligung wird neu geordnet:
Verleger werden im Übrigen auch wieder an der Vergütung für gesetzlich erlaubte
Nutzungen wie im Bereich von erlaubten Privatkopien beteiligt (§ 63a UrhG-E, §§
27 bis 27b VGG-E).  Zudem erfolgt eine Anpassung der bestehenden Vorschriften
des Urhebervertragsrechts (§§ 32 ff. UrhG-E) und eine Stärkung des kollektiven
Rechtsschutzes (§ 36d UrhG-E und Extended Collective Licences, § 51 VGG-E). Der
Entwurf enthält weiter Regelungen zu gesetzlichen Nutzungserlaubnissen für das
Text und Data Mining (§§ 44b, 60d UrhG-E), Regelungen für den digitalen und
grenzüberschreitenden Unterricht und die Lehre sowie für die Erhaltung des
Kulturerbes (§§ 60e, 60f UrhG-E) sowie einen besseren Zugang zu Letzterem (§ 68
UrhG-E) und schließlich auch der Online-Verbreitung von Fernseh- und
Radioprogrammen, z. B. per Livestream und über Mediatheken (§§ 20b bis 20d, 87
UrhG-E). Die gesetzlichen Schranken zur erlaubten Nutzung werden zudem in
Bezug auf die Karikatur, Parodie und des Pastiches erweitert. Die Nutzung von
Werken zu diesen Zwecken ist erlaubt, sofern sie in ihrem Umfang durch den
besonderen Zweck gerechtfertigt ist (§ 51a UrhG-E). Der Entwurf reagiert damit
auch auf das Urteil des EuGH in der Rechtssache Pelham (C‐476/17), wonach die
Bestimmung des § 24 UrhG (freie Benutzung) mit dem Unionsrecht für
unvereinbar erklärt wurde.   

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Urheberrechts an die
Erfordernisse des digitalen Binnenmarktes

http://dipbt.bundestag.de/dip21/brd/2021/0142-21.pdf
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